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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/986 


Sachgebiet 8051 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Liehr, Schmidt (Kempten) 
und der Fraktionen der SPD, FDP 


betr. Jugendarbeitsschutz 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche besonderen Erfahrungen wurden bei der Durchfüh- 
rung des seit einem Jahrzehnt geltenden Gesetzes zum 
Schutze der arbeitenden Jugend gemacht? 

2. Hält es die Bundesregierung auf Grund ihrer Erfahrungen 
für erforderlich, erneut darauf hinzuwirken, daß die Vor- 
schriften des Jugendarbeitsschutzgesetzes, insbesondere 
über die ärztliche Nachuntersuchung Jugendlicher, über die 
Arbeitszeit und über Beschäftigungsverbote besser als bis- 
her eingehalten werden? 

3. Ist die Bundesregierung bereit, die zur Zeit geltenden Be- 
schäftigungsverbote und Beschränkungen für Jugendliche 
zu überprüfen und sie den modernen arbeitsmedizinischen 
Erkenntnissen sowie der fortschreitenden technischen Ent- 
wicklung anzupassen? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammenarbeit mit den 
Landesregierungen und gegebenenfalls mit der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister dafür zu sorgen, daß mehr 
als bisher alle in das Berufsleben eintretende Jugendliche 
über die Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzes wir- 
kungsvoll informiert werden? 

5. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß als Folge der 
Einführung des 9. Schuljahres die Mindestaltersgrenzen 
beim Verbot der Kinderarbeit von zur Zeit 14 Jahren auf 
15 Jahre heraufgesetzt werden sollten? 

6. Wenn ja, hält es die Bundesregierung für erforderlich, die 
unterschiedliche Behandlung der jugendlichen Arbeitneh- 
mer, insbesondere die unterschiedlichen Arbeitszeitgrenzen 
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für jugendliche Arbeitnehmer bis zum vollendeten 16. Le- 
bensjahr und bis zum vollendeten 18. Lebensjahr, im Rah- 
men des Gesetzes zum Schutze der arbeitenden Jugend zu 
beseitigen? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, jugendlichen Arbeitnehmern 
in gleicher Weise wie den erwachsenen Arbeitnehmern 
ohne einschränkende Wartezeiten den gesetzlichen Urlaubs- 
anspruch zu gewähren und die Möglichkeiten einer Ver- 
längerung des Mindesturlaubs zu überprüfen? 


Bonn, den 25. Juni 1970 


Liehr 

Wehner und Fraktion 

Schmidt (Kempten) 
Mischnick und Fraktion 
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